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Solidarität mit den streikenden Flüchtlingen!
Seit dem 4. Oktober befinden sich
die BewohnerInnen eines Aus-
reiselagers in Blankenburg (bei Ol-
denburg) in einem unbefristeten
Streik. Rund 150 Flüchtlinge ver-
weigern das Essen der Kantine
und die lagerinternen 1-Euro-Jobs.

Sie fordern die Auszahlung von
Bargeld, um sich ihr Essen selbst
zubereiten zu können, eine bes-
sere Gesundheitsversorgung und
die Unterbringung in eigenen Woh-

nungen, statt in Sammellagern am
Stadtrand.

Das Abschiebelager Blankenburg
ist eines von drei großen Lagern in
Niedersachsen, die anderen bei-
den sogenannten Ausreisezentren

befinden sich in
B r a m s c h e -
Hesepe und
Braunschweig.
Dort werden of-
fiziell die Flücht-
linge eingewie-
sen, deren
Chance auf ei-
nen erfolgrei-
chen Asylan-
trag von den
Behörden als
gering einge-

schätzt wird (was bei einer
Annahmequote von 0,9 % im Jahr
2005 fast alle sein können). Die
Abschiebelager erfüllen die Funk-
tion Druck auf die Flüchtlinge aus-
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zuüben, damit sie möglichst
schnell „freiwillig“ wieder ausrei-
sen. Daher werden sie bewusst
isoliert in Sammelunterkünften am
Stadtrand untergebracht, denn so
kann eine „Verfestigung des Auf-
enthaltes [...] verhindert werden“
(Innenminister Schünemann). Hin-
zu kommen ständige Interviews
bzw. Verhöre von Flüchtlingen,
deren Herkunftsland aufgrund feh-
lender Papiere unklar ist, regel-
mäßige Botschaftsvorführungen,
Streichung des ohnehin geringen
Taschengeldes von knapp 40 € im
Monat, schlechtes Essen und
mangelnde medizinische Versor-
gung. Das systematisch verfolgte
Ziel der Einrichtung ist es, dass
die Flüchtlinge „von allein“ ausrei-
sen oder aber zwangsweise ab-

geschoben werden. Ein dritter
Weg, der bewusst in Kauf genom-
men wird, ist der in die Illegalität,
denn so fallen die Flüchtlinge kom-
plett aus allen „Leistungen“ her-
aus.

Die Flüchtlinge des Abschiebe-
lagers Blankenburg sind nun ge-
gen die Trostlosigkeit des Lager-
lebens, ihre schlechte Lebenssi-
tuation und die rassistische
Flüchtlingspolitik aktiv geworden.
Bereits Ende September fanden
in Oldenburg/Blankenburg die Anti-
Lager-Aktionstage statt, mit de-
nen verstärkt der Kontakt zwischen
Antirassistischen Initiativen und
Flüchtlingen aus dem Lager
Blankenburg hergestellt werden
sollte. Auf Veranstaltungen berich-
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teten Flüchtlinge von ihrer Situati-
on im Lager und von diskriminie-
renden Behandlung durch Mit-
arbeiterInnen der Einrichtung.
Nach den Ak-
tionstagen hiel-
ten sie selber
Treffen ab und
organisierten
eine Demon-
stration vor der
Ausländerbe-
hörde und der
Kantine des La-
gers. Anschlie-
ßend wurde be-
schlossen in ei-
nen unbefirst-
eten Streik zu treten und das Kan-
tinenessen und die 1-Euro-Jobs
zu boykotieren. Es fanden bereits
eine Pressekonferenz, ein Kon-
zert und mehrere Demonstratio-
nen statt. Seit dem steigt der Druck
der Lagerleitung und Ausländer-
behörde. Mehre Aktivisten wurden

nach Bramsche-Hesepe und
Braunschweig zwangsvelegt, es
kam zu vermehrten Botschafts-
vorführungen und es wurde zu-

sätzliche Polizei
auf dem Lager-
gelände statio-
niert. Doch
auch dies konn-
te den Wider-
stand bislang
nicht brechen...

Es wichtig die
Flüchtlinge mit
ihrem Kampf
gegen staatli-
chen Rassis-

mus nicht allein zu lassen. Achtet
daher auf Ankündigungen für
Solidaritätsaktionen. Abschiebe-
lager dichtmachen - Abschiebung
stoppen!

Aktuelle Infos gibt’s unter:
www.nolager.de
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Gericht verbietet

durchgestrichene Hakenkreuze!
Es klingt verrückt, ist aber wahr:
Das Stuttgarter Landgericht hat
befunden, dass das Zeigen von
Hakenkreuzen unabhängig der
Absicht des Trägers strafbar ist.
Somit sind zukünftig auch  durch-
gestrichenen, zerschlagenen oder
im Mülleimer landenden Haken-
kreuzen verboten!

Auf der Anklagebank saß der Ge-
schäftsführer des Stuttgarter „Nix-
Gut“-Versand,
bei dem im letz-
ten Jahr von der
Staatsanwalt-
schaft rund 17000
Artikel beschlag-
nahmt wurden.
Aufgrund des Ver-
kaufs von Buttons
und T-Shirts auf den
durchgestrichene Hakenkreuze zu
sehen waren, wurde er nun zu
einer Geldstrafe verurteilt. Der
Oberstaatsanwalt Bernhard
Häußler betonte in dem Prozess,
das Hakenkreuz symbolisiere die
Nazizeit und dürfe sich nicht wie-
der in der Gesellschaft einbürgern
und zudem könne auch die Ver-
wendung in einem antifaschisti-
schen Kontext missverstanden
werden.

Da hat sich die Justiz ja mal wie-

der was ganz besonderes zurecht
geschustert. Offensichtlich soll
mit dem nicht mehr Zeigen von
Hakenkreuzen, egal in welchem
Kontext, ein Stück deutsche Ge-
schichte verdrängt und am be-
sten möglichst schnell vergessen
werden. Denn in das ach so „mo-
derne und weltoffene Deutsch-
land“ passt dieses Kapitel so gar
nicht rein. Und während Nazis re-
gelmäßig unter dem Schutz der

Polizei mit Parolen wie „Ruhm
und Ehre der Waffen-

SS“ marschie-
ren dürfen, hat
die Polizei mal
wieder einen
willkommenen
Anlass antifa-
s c h i s t i s c h e

Proteste wegen Plakaten
und Transparenten mit z.B. durch-
gestrichenen Hakenkreuzen zu kri-
minalisieren, was sie mittlerweile
auch schon mehrfach tat.

Für uns bleibt ein zerschlagenes
Hakenkreuz ein wichtiges antifa-
schistisches Symbol, ob in der
Auseinandersetzung mit dem hi-
storischen Faschismus oder mit
den Nazis aus NPD und Kame-
radschaften. Also: Hakenkreuze
durchstreichen, zerschlagen und
in die Mülltonne!
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Schule mal garnicht...
Wie wär´s wenn SchülerInnen das
ganze Zeug was über ihren Kopf
hinweg entschieden wird nicht ein-
fach mitmachen? Wie wär´s wenn
endlich mal was nennenswertes
gegen die Abschaffung der Lehr-
mittelfreiheit, das dreigliedrige
Schulsystem, welches nur der
frühzeitigen Selektion dient, und
das immer weitere Vordringen der
Wirtschaft in den Bildungsbereich
passiert?

In Berlin wurde am 13. September
der Anfang gemacht. Mit einem
Schulstreik und einer Demonstra-
tion des SchülerInnenbündnis
„Bildungsblockaden einreissen“
haben sich die Betroffenen der
wirtschaftshörigen Bildungspolitik
selbst zu Wort gemeldet. Trotz
dem Verbot vieler Schulleitungen,
der Zensur von SchülerInnenzeit-
ungen und Einschüchterungen
seitens der Lehrer und Direktoren
folgten über 8000 SchülerInnen
dem Aufruf des Bündnisses. Sie

verweigerten für einen Tag die
Schule, nicht um einfach zu
schwänzen, sondern um gegen
die Kürzungen im Bildungsbereich
zu demonstrierten. Von verschie-
den Schulen zogen kleine Demos
los, die sich anschließend zu ei-
ner großen Demonstration verein-
ten. Auch ein antikapitalistischer
SchülerInnen-Block beteiligte sich
und machte deutlich, dass die Ur-
sache für die aktuelle Bildungspo-
litik im kapitalistischen System lie-
gen. Nachdem der Arbeitsmarkt
durch Agenda 2010 usw. umge-
staltet wurde ist nun die Bildung
dran und wird den Anforderungen
des Kapitals angepasst. Der Block
rief dazu auf, die Proteste auszu-
weiten und - wie bei den Protesten
gegen die Abschaffung des Kün-
digungsschutzes von Jugendli-
chen in Frankreich - die Aktions-
formen zu radikalisieren, um den
Druck auf die herrschende Klas-
se zu erhöhen.
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Gastbeitrag der Jugend-Antifa Wolfenbüttel (JAW)
Es gibt kein ruhiges Hinterland...
auch nicht in Wolfenbüttel!
In den letzten Monaten haben
Übergriffe von Nazis auf
MigrantInnen, Punks und alterna-
tive Jugendliche in Wolfenbüttel
wieder zugenommen. Das ge-
schah vor allem im Zuge des, nach
1968 erstmals wieder geführten,
kommunalen Wahlkampfes der
faschistischen NPD. So wurde ein
Jugendlicher von Nazis
krankenhausreif geschlagen und
ein migrantischer Imbiss, eine Mo-
schee und ein
Kulturverein wur-
den mit rassisti-
schen Parolen
beschmiert. Be-
reits Ende 2003
versuchte eine Bande von jugend-
lichen Nazis in Wolfenbüttel Fuß
zu fassen. Damals scheiterten sie
am antifaschistischen Wider-
stand. Die neuen lokalen Entwick-
lungen faschistischer Aktivitäten
sind aber von neuer „Qualität“. Die
Nazis versuchen nicht mehr, in
großen Gruppen den öffentlichen
Raum zu vereinnahmen, wie es
vor knapp drei Jahren am
Wolfenbütteler Bahnhof der Fall
war, sondern gehen in kleinen
Gruppen gezielt gegen einzelne
Leute vor. Ein Beispiel hierfür ist
ein Angriff von sieben, mit Sturm-
hauben vermummten, Nazis auf

einen 15-jährigen Jugendlichen
am 08.09.2006. Selbiges Vorge-
hen ließ sich auch bei weiteren
Übergriffen in der letzten Zeit be-
obachten.
Ein weiterer Punkt ist der NPD-
Wahlkampf. Dieser verschaffte
auch den parteiunabhängigen
Nazis Aufwind. Nicht zuletzt, weil
rassistische Parolen ganz offen
die Plakatwände und Laternen-
pfähle „zierten“ und auch gerne

mal mit angepackt werden durfte,
wenn es darum ging diese anzu-
bringen. Während des Wahlkamp-
fes nahm die Präsenz von Nazis
in der Stadt erheblich zu, sie fühl-
ten sich weitestgehend sicher.
Antifaschistische Aktionen waren
nötig und erfolgreich: Wenn man
kurze Zeit nach den faschistischen
Plakatieraktionen die Straßen in
Wolfenbüttel durchquerte, konnte
man feststellen, dass von dem
Nazimüll an den Plakatwänden oft
nicht vielmehr übrig blieb, als ein
Haufen Schnipsel, oder sie ein-
fach nicht mehr lesbar waren.
Daraufhin heulte NPD-„Spitzen-
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kandidat“ Andreas Molau gemein-
sam mit seinem NPD-Kamera-
den Patrick Kallweit über einen
ach so „undemokratischen“ Wahl-
kampf. Auch die jugendlichen Nazi-
schläger mussten in dieser Zeit
immer öfter feststellen, dass die
Wolfenbütteler „Straßenromantik“
für sie auch mal ein Ende findet.
Um dem faschistischen Treiben
Einhalt zu gebieten, gründete sich
die Jugend-Antifa Wolfenbüttel
(JAW). Am 07.09.2006 organisier-
ten wir den ersten antifaschisti-
schen Spaziergang in Wolfen-
büttel, um Flugblätter an Anwoh-
ner in der Gegenden zu verteilen,
wo rassistische Parolen aufge-
taucht waren bzw. Nazis häufig
Präsenz zeigen. Das Flugblatt in-
formierte zum einem über die der-
zeitige Situation mit den Faschi-
sten und mobilisierte desweiteren
zu einem antifaschistischen Info-
stand in der Wolfenbütteler Innen-
stadt. Dieser wurde dann auch
am 09.09.2006 erfolgreich durch-
geführt. Viele PassantInnen zeig-
ten sich interessiert und bekunde-
ten ihre Sympathie und wie wich-
tig es sei, Widerstand gegen die
faschistischen Umtriebe zu lei-
sten.

Wir, die Jugend - Antifa Wolfen-
büttel, haben es satt, dass Nazis
versuchen, sich in Wolfenbüttel
und anderswo breit zu machen
und von Behörden und Presse
wie eh und je nur mit
Totschweige“taktik“ darauf rea-
giert wird. Dass wir uns nicht auf
Polizei und Staat verlassen kön-
nen, wenn es um die Bekämpfung
faschistischern Strukturen geht,
zeigt nicht nur der Wolfenbütteler
sondern auch der bundesweite
Umgang mit diesem Problem. Hier
ist es wichtig, Eigeninitiative zu
ergreifen, wenn es darum geht,
den Nazis den öffentlichen Raum
zu nehmen. Aber wir müssen uns
auch gleichzeitig mit den Ursa-
chen faschistischen Gedanken-
gutes auseinandersetzten, um
weitgreifend etwas daran ändern
zu können. Auch wenn es in
Wolfenbüttel wieder etwas ruhi-
ger um die Nazis geworden ist,
werden wir weiterhin aktiv blei-
ben. Gerade jetzt, wo ein NPD-
Fascho als Mandatsträger im
Kreistag sitzt. In diesem Sinne:
Organisiert euch und werdet ak-
tiv!
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„Ja, da sin wa dabei, das is prima“
Die Bundeswehr im weltweiten Einsatz für „deutsche Interessen“

Ok, zugegeben, so fröhlich ge-
sungen hat niemand beim Ab-
schied der deutschen Soldaten in
den Libanoneinsatz - auch nicht
als die Soldaten nach Afghanistan
verabschiedet wurden, oder in den
Kongo, oder auf den Balkan, oder
ans Horn von Afrika, oder in den
Sudan...

Während sich beim Angriffskrieg
der USA auf den Irak Empörung
breit machte, regt sich über einen
Auslandseinsatz von Bundes-
wehrsoldaten niemand auf und
auch die Bilder von der Verab-
schiedung deutscher Soldaten ins
Ausland sind inzwischen zur Nor-
malität geworden. Richtig glück-
lich wirkt dabei allerdings niemand
und auch in der deutschen Bevöl-
kerung gibt es eigentlich wenig
Zustimmung für diese Einsätze

(was sich in nicht mehr als einem
zustimmenden Nicken äußert,
wenn Hans Beimer in der Linden-
strasse gegen die Kriegseinsätze
wettert). Stellt sich die Frage,
warum „unsere“ Bundesregierung
immer wieder Auslandeinsätze
der Bundeswehr beschließt?

Vom angeblichen Friedens-
bringer hin zur offenen
Angriffsarmee
Während uns die Bundeswehr
beim Jugoslawien-Einsatz noch
als „Friedensbringer“ und
„Wiederaufbauhelfer“ präsentiert
wurde, hat inzwischen die Reali-
tät auch in der Berichterstattung
Einzug gehalten. So wird heute
offen diskutiert, ob man denn auch
auf Kindersoldaten schießen dür-
fe und wie man denn am besten
ein Schiff versenke. Fadenschei-

Kommt zur Jugend Antifa Aktion (JAA)
Aktiv werden gegen Krieg,
Nazis und staatlichen
Rassismus!
Jeden Montag ab 19 Uhr
im Antifaschistischen Café
Cyriaksring 55 - 38118 Braunschweig
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nige Rechtfertigungen à la „wir
führen Krieg aus humanitären
Gründen“ existieren nur noch am
Rande und die Bundeswehr wird
als das präsentiert was sie ist -
eine Armee. Und eine Armee tut,
wozu sie gedacht ist - Lebens-
grundlagen zerstören und Men-
schen töten. Da die „humanitären
Gründe“ also inzwischen nicht
mehr im propagandistischen Vor-
dergrund stehen, werden jetzt of-
fen andere Gründe genannt.

Deutschland ist eines der reich-
sten Länder Europas. Deutsche
Politiker fordern einen permanen-
ten Sitz im UN-Sicherheitsrat, um
damit (noch mehr) Einfluss auf
den Gang der Welt zu neh-
men. Da das mit einer Bun-
deswehr, die
nur im eigenen
Land rumsteht,
nicht geht, sind
nun neue Aufgaben für
die Bundeswehr vorge-
sehen: Schon Peter
Struck traf während
seiner Amts-
zeit die Aus-
sage, dass
D e u t s c h -
lands Si-
cherheit zukünf-
tig am Hindukusch
verteidigt werde und
rechtfertigte damit die Anwesen-
heit von Bundes-wehrsoldaten in

Afghanistan und den Umbau der
Bundeswehr von einer Ver-
teidigungsarmee zu einer überall
auf der Welt einsetzbaren Inter-
ventionsarmee. Und da diese
Transformation der Bundeswehr
mittlerweile nahezu abgeschlos-
sen ist, denkt der jetzige Verteidi-
gungsminister Jung schon einmal
laut über eine Grundgesetzände-
rung nach, die zukünftig den
Beschluss von Auslandseinsät-
zen ohne lange Diskussionen im
Parlament ermöglichen soll.

Dass die wahren Aufgaben des
Militärs jedoch viel eher ökonomi-
scher und machtpolitischer Natur
sind, wird schnell deutlich, wenn

man sich einmal die Ver-
teidigungspolitischen Richtlinien

der BRD oder die Aussagen

einiger Po-
litiker an-
sieht: So
s p r a c h

schon der
ehemalige Ver-

teidigungsminister
Volker Rühe 1992 von Deutsch-
land als einer „kontinentalen Mittel-
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macht mit weltweiten Interessen“
und verlangte, dass die Bundes-
wehr den „ungehinderten Zugang
zu Rohstoffen und Märkten in aller
Welt sichern“ solle. Auch Verteidi-
gungsminister Jung schlägt mit
seinem „Weißbuchentwurf 2006“
(ein eigentlich internes sicherheits-
politisches Programm von dem
etwa 100 Seiten ins Internet ge-
langten) in die selbe Bresche und
schlägt die „Verteidigung und Ent-
wicklung guter Beziehungen zu
strategischen Schlüsselstaaten“
vor. Es gelte „wegen der Export-
und Rohstoffabhängigkeit
Deutschlands, sich besonderen
Regionen, in denen kritische Roh-
stoffe und Energieträger gefördert
werden, zuzuwenden“.

Beispiel Kongo
Eines der aktuellen Einsatzgebie-
te der Bundeswehr, die Demokra-
tische Republik Kongo (DR Kon-
go) ist eine dieser „besonderen
Regionen“ - strategischer Schlüs-
selstaat und eines der rohstoff-
reichsten Länder der Erde. Zur
Sicherung der „freien“ Wahlen
wurde mal eben eine 2.100 Per-
sonen starke EU-Kampftruppe
(781 Soldaten aus Deutschland)
entsandt. Es ginge darum, Prä-
senz zu zeigen und „um die Si-
cherheit unseres Landes“, so Ver-
teidigungsminister Jung. Und da
vielleicht nicht jedem klar ist, was
die eigene Sicherheit mit den kon-

golesischen Wahlen zu tun hat,
erklärte er prompt: „Wenn wir nicht
dazu beitragen, den Unruheherd
Kongo zu befrieden, werden wir
mit einem großen Flüchtlings-
problem in ganz Europa zu tun
bekommen.“

Es geht also darum, dass keine
Flüchtlinge hierher kommen - so
ist das also. Da kann der geneigte
BILD-Leser natürlich nur zustim-
men - also ab, marsch - marsch in
den Kongo und den „Flüchtlings-
strom eindämmen“! Das mit den
Flüchtlingen ist wahrscheinlich die
einzige Wahrheit, die uns die Re-
gierung im Rahmen des Kongo-
einsatzes verkauft hat - anson-
sten geht es ihnen nämlich nicht
um freie Wahlen, sondern um
Wahlen, die die hergebrachte kor-
rupte Machtstruktur im Kongo kon-
servieren und vor allem legitimie-
ren und so den transnationalen
Konzernen einen preiswerten Zu-
griff auf die reichhaltigen Ressour-
cen des Landes sichern. Mit einer
Beteiligung der Bundeswehr si-
chert sich auch Deutschland ei-
nen Stück vom Kuchen und hat
einen Fuß (oder vielleicht besser
ein Gewehr) in der Tür zu einem
der Länder, das über seltene und
immer knapper werdende Roh-
stoffe verfügt.

Beispiel Libanon
Aus ein wenig anderen Gründen,
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aber ebenfalls mit Hintergedan-
ken werden jetzt auch Marinesol-
daten in den Libanon geschickt.
Hier spielen weniger wirtschaftli-
che Interessen eine Rolle, als viel-
mehr machtpolitische. Durch den
Marineeinsatz, den Politiker ja
schon angeordnet hatten, bevor
überhaupt eine Anfrage der liba-
nesischen Regierung vorlag, ge-
lang es den Militärs, einen weite-
ren Standort in dieser Krisenregion
zu erhalten. Durch die eventuelle
Ausbildung von libanesischen Si-
cherheitskräften, oder durch eine
Militärbasis wäre es möglich, auch
dauerhaft „deutsche Interessen“
in dieser Region besser durchzu-
setzen. Mit dem Flottenkom-
mando im Libanon ist Deutsch-
land wieder einen Schritt weiter,
um eine militärische Vormachts-
stellung zu erreichen.  - Wer spä-
ter eine Führungsrolle bei den
„Friedens“verhandlungen einneh-
men will, muss erst den Krieg
führen. Denn nur wer beim Krieg
mitmacht, darf später entschei-
den, was mit den Besiegten ge-
schieht.

Noch einmal
zusammengefasst...
Erstaunlich schnell hat sich der
Umbau der Bundeswehr von ei-
ner „Verteidigungsarmee“ hin zur
weltweiten Eingreiftruppe vollzo-
gen - und ebenso schnell scheint
eben dieses niemanden mehr zu

interessieren. War die Bundes-
wehr jahrzehntelang um ihr Image
als Verteidigungstruppe bemüht,
musste sie sich auf Einsätze be-
schränken, die um das Thema
„Menschenrechtsverletzungen“
kreisten, kräht heute kein Hahn
mehr nach dem wie und warum
eines Einsatzes - allenfalls das
Parlament muss noch einmal dar-
über reden. Aber auch das soll ja
bald geändert werden. Und da es
anscheinend niemanden mehr
aufregt, dass Deutschland nun
auch wieder in den Angriffskrieg
geht, benötigt es noch die pas-
senden Gesetzesänderungen um
seine Armee problemlos dorthin
zuschicken zu können, wo gera-
de mal wieder Macht verteilt wird.
Denn nur um Macht geht es letz-
ten Endes - um die Macht seine
Vorstellungen vom Gang der Din-
ge durchzusetzen und sich durch
Rohstoffe und/oder politische
Bündnisse eine Vormachtsstell-
ung in der Verteilung von Märkten
und somit von profitablen Kapital-
anlagemöglichkeiten zu sichern.
Deutschland kann in diesem Spiel
nur mitspielen, wenn es eine Ar-
mee hat, die uneingeschränkt im
Ausland agieren kann.

Widerstand ist nötig
und möglich
Wichtig ist für die Militärs eine
positive Grundstimmung bei de-
nen, die den Krieg ausbaden müs-
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sen. Kein Soldat und keine Solda-
tin lässt sich gerne ins Ausland
schicken, wenn er oder sie schon
zuhause nur auf Verachtung für’s
kämpfen trifft. Und genau dort gilt
es anzusetzen! Die gesellschaft-
liche Ächtung alles Militärischen
muss wieder stärker vorangetrie-
ben werden. Und dass der herr-
schenden Klasse Protest gegen
ihre neue Machtpolitik nur sehr
ungelegen kommt, zeigen die Bei-
spiele von den letzten beiden anti-
militaristischen Kundgebungen in
unserer Region: Am 12.11.2005
wurde der lautstarke Protest von
etwa 250 AntimilitaristInnen in bei
einem öffentlichen Gelöbnis in
Bordenau von der Polizei zerschla-
gen (die Lautsprecheranlage wur-
de konfisziert bzw. zerstört - sie-
he Fight Back! Nr.33). Am
15.07.2006 wurde eine Kundge-
bung gegen das Sommerbiwak
der 1. Panzerdivision in Hannover

- praktisch ein großen Grillfest mit
Soldaten und Wirtschaftsver-
tretern welche die Veranstalter
schon mal zynisch „What A
Wonderfull World“ oder „Night Of
The Goldies“ nennen - zuerst mit
unsinnigen Auflagen drangsaliert.
Nach dem Abschluss der Kund-
gebung wurden die Antimili-
taristInnen mehrere Male von der
Polizei angegriffen, obwohl dem
Anmelder der Kundgebung vorher
ein unbehelligter Abzug garantiert
wurde. Die Kriegstreiber aus den
Führungsetagen von Wirtschaft
und Politik sind sich ihrer Sache
noch nicht sicher, sonst wäre das
bisschen Protest ihnen nicht so
ein Dorn im Auge. Es liegt also an
uns allen, ob dies so bleibt oder
nicht. Setzen wir unseren Wider-
stand gemeinsam fort! Denn Krieg
ist auch im 21. Jahrhundert noch
das was er schon immer war -
einfach scheiße!
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Die Bundeswehr als Ausbilder
und was ihr gegen unerwünschte Besuche
in der Schule tun könnt
In der heutigen Zeit stellt die Bun-
deswehr gerne ihre Funktion als
Jobgeber mit Zukunft dar. Und das
nicht ganz zu unrecht: Durch die
immer aggressiver geführte Au-
ßenpolitik und die damit verbun-
denen Auslandseinsätze benötigt
die Bundeswehr eine immer grö-
ßere Anzahl von Leuten, die bereit
sind sich für lange Zeit zu ver-
pflichten, weil sich ihre Ausbildung
sonst nicht lohnen würde. Da wohl
auch die Umwandlung zur Berufs-
armee nur noch eine Frage der
Zeit ist (Wehrdienstleistende kann
man nicht so gut ins Ausland schik-
ken) macht die Bundeswehr jetzt
schon „tolle Angebote“ für zukünf-
tige Rekruten: bezahltes Studium,
Führerscheine und ein „sicherer“
Arbeitsplatz sind nur einige der
Angebote, mit der die Militärs wer-
ben.

Doch so gut, wie sie beschrieben
werden, sind diese Angebote bei
näherem Hinsehen meist gar
nicht. Neben langjährigem Ver-
pflichtungszwang (beim Studium
z.B. 12 Jahre) gehören auch Aus-
landseinsätze zum festen Pro-
gramm - und das heißt, dass man
bereit ist, sich bei Bedarf für deut-
sche Wirtschafts- und Macht-
interessen in irgendeinem frem-

den Land verheizen zu lassen.

In letzter Zeit kommt es immer
häufiger vor, dass die Bundes-
wehr Jungoffiziere an Schulen
schickt, um für ihren „Job“ Wer-
bung zu machen. Wenn ihr das
nicht so einfach hinnehmen wollt
gibt es einige einfache Möglich-
keiten, um diesen Besuch zu ver-
hindern oder zumindest dafür zu
sorgen, dass der Werber kein
leichtes Spiel hat.

€ Soldaten kommen nicht ohne
Einladung zu euch - es hat also
euer Lehrer, oder eure Lehrerin,
oder sogar die Schulleitung eine
Einladung ausgesprochen. Hier
heißt es zuallererst mal Öffent-
lichkeit zu erzeugen. Diskutiert in
eurer Klasse oder eurem Kurs
das Thema, schaut, dass ihr noch
andere findet, die Krieg scheiße
finden und eurer Meinung sind.
Wenn ihr mit eurer Meinung nicht
alleine dasteht, dann informiert
euch, wer die Bundeswehr einge-
laden hat. Sprecht mit Klassen-
sprechern, der Schülervertretung
und Lehrerinnen und Lehrern, und
schaut, ob nicht noch mehr Leute
dagegen sind. Kurz gesagt: wer-
det ungemütlich!
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€  Die Erfahrung zeigt leider, dass
selbst, wenn eine Mehrheit gegen
den Auftritt von Soldatenan-
werbern ist, Schulen nicht demo-
kratisch funktionieren. Diejenigen,
die die Macht an der Schule ha-
ben, können trotzdem an ihrem
Vorhaben festhalten. Dann könnt
ihr Politik machen: wenn ihr in
eurer Schule Leute habt, denen
Krieg ebenso zuwider ist, startet
Aktionen. Ihr könnt z.B. den Offi-
zier mit einem Transparent und
Parolen begrüßen, oder seine
Ausführung boykottieren, oder
noch besser stören. Dabei geht
es nicht darum, mit aller Gewalt
etwas zu verhindern, oder sich

selbst zu gefährden, sonder dar-
um, eure Meinung zu äußern und
nicht zur schweigenden Mehrheit
zu gehören.

€  Wendet euch an uns! Wir helfen
euch, Gegenaktionen zu organi-
sieren, einen Gegenvortrag zu
veranstalten, oder den Bundes-
wehrvertreter mit anderen Mitteln
total unglaubwürdig zu machen.

Die sind natürlich nur einige Tipps
und Möglichkeiten. Gestaltet eu-
ren Widerstand lautstark und krea-
tiv und zeigt den Militärs, dass es
noch Menschen gibt, die sich mit
Krieg nicht abfinden können.

Jeden Freitag ab 20 Uhr
Cyriaksring 55 - 38118 Braunschweig
www.antifacafe.de.vu
Antifaschistische Aktionen, Informationen, Diskussionen,
Veranstaltungen, Filme, Flugblätter, Zeitschriften, Bücher,
Plakate, Aufkleber, T-Shirts, Anstecker, Aufnäher ...



Freitag 3. November
Lecker Essen + Dessert (für 2 Euro)
20 Uhr € Antifaschistisches Café € Cyriaksring 55

Freitag 17. November
Lecker Essen + Dessert (für 2 Euro)
20 Uhr € Antifaschistisches Café € Cyriaksring 55

Freitag 1. Dezember
Film: „Der Lagerkomplex“
20 Uhr € Antifaschistisches Café € Cyriaksring 55

Freitag 15. Dezember
Lecker Essen + Dessert (für 2 Euro)
20 Uhr € Antifaschistisches Café € Cyriaksring 55

Freitag 29. Dezember
Lecker Essen + Dessert (für 2 Euro)
20 Uhr € Antifaschistisches Café € Cyriaksring 55

http://www.antifacafe.de.vu


